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Stellungnahme zum Entwurf einer Landesverordnung zur Änderung 
von Landesverordnungen nach dem Mitbestimmungsgesetz 

 

Sehr geehrter Herr Schwarze, sehr geehrter Herr Tamchina,  

die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hat den Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB) mit Schreiben vom 14. August 2023 um eine Stellungnahme 

zum Entwurf einer Landesverordnung zur Änderung von Landesverordnungen 

nach dem Mitbestimmungsgesetz gebeten. Dieser Bitte kommt der DGB hiermit 

gerne nach. Gegenstand des Entwurfes sind die Verlängerungen der Entschädi-

gungsverordnung-Mitbestimmungsgesetz und der Wahlordnung zum Mitbe-
stimmungsgesetz Schleswig-Holstein.  

Gegen die vorgesehenen Verlängerungen der bestehenden Verordnungen wer-
den seitens des DGB keine Einwände oder Bedenken erhoben. Eine umfassen-
dere Überarbeitung der Wahlordnung sollte nach der bereits zwischen den 

Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und der Landesregierung erörter-
ten und anstehenden Novellierung des Mitbestimmungsgesetzes erfolgen.  

Der DGB bittet darum, eine Erhöhung der Entschädigungspauschale für das un-

parteiische Mitglied der Einigungsstelle erneut zu prüfen. Angesichts der hohen 

Inflation erscheint dies sachgerecht, eine unveränderte Pauschale verliert deut-
lich an Wert. Angesichts der geringen Zahl der Einigungsstellenverfahren dürf-

ten sich die Auswirkungen auf den Landeshaushalt stark in Grenzen halten. Der 
DGB weist in diesem Kontext darauf hin, dass es sich um eine eher symbolische 
Pauschale handelt. Die Tätigkeit als unparteiisches Mitglied der Einigungsstelle 

setzt in der Praxis ein gewisses Maß an Altruismus voraus. Das Land sollte des-
halb wertschätzend mit den Menschen umgehen, die sich hierfür zur Verfügung 

stellen.  

Mit freundlichem Gruß 

 

Olaf Schwede 
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